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ATOMKRAFTWERK GRAFENRHEINFELD WIRD KEINE 

GRÜNE WIESE. 

 

BUND NATURSCHUTZ LEHNT PLANUNGEN VON E.ON 

ZUM ABBAU DES AKW GRAFENRHEINFELD AB UND  

FORDERT DIE BÜRGER AUF EINWENDUNGEN ZU  

ERHEBEN 
 

Der BUND Naturschutz in Bayern und in Schweinfurt begrüßt das endgülti-

ge Abschalten des AKW Grafenrheinfeld. Aber der BUND Naturschutz wi-

derspricht dem geplanten Vorgehen des Unternehmens E.ON und des Bay-

erischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz zum Abriss 

entschieden. 

 

 „Wir sehen hier keine „Grüne Wiese. Wir entnehmen den Planunterla-

gen, dass über 99 Prozent der Radioaktivität am Standort verbleiben wird 

– im atomaren Zwischenlager BELLA. Voraussichtlich bis weit in die zweite 

Hälfte dieses Jahrhunderts. Diese riesige Menge an Radioaktivität soll hier 

in einem unsicheren Zwischenlager gelagert werden. In einem Zwischen-

lager, das nicht sicher ist gegen den Absturz eines großen Flugzeugs (z.B. 

Airbus 380) und nicht ausreichend sicher ist gegen terroristische Angriffe 

(z.B. mit modernen panzerbrechenden Waffen). Auch die Castoren bieten 

nicht den erforderlichen Schutz. Gemäß den vorliegenden Planungen soll 

das Reaktorgebäude abgerissen werden. Damit entfällt in Zukunft die 

Möglichkeit, schadhafte Castoren im strahlungsabschirmenden Reaktor-

gebäude zu reparieren.“ so Edo Günther, Vorsitzender der Kreisgruppe 

Schweinfurt des BUND Naturschutz in Bayern und Sprecher des Arbeits-

kreises Atomenergie und Strahlenschutz im BUND e.V. 

 

„Die Verbesserung der Sicherheit des Atommülllagers am Standort AKW 

Grafenrheinfeld ist zwingend notwendig. Zudem muss in Zukunft im ato-

maren Zwischenlager BELLA die technische Möglichkeit bestehen, hoch-

radioaktiven Atommüll aus potentiell schadhaften Castoren sicher umzu-

lagern. Wir fordern aktuell vom Bayerischen Staatsministerium für Um-

welt und Verbraucherschutz die Eröffnung eines neuen Verfahrens zur 

Überprüfung und zur Verbesserung der Sicherheit des atomaren Zwi-

schenlagers BELLA“, so Günther weiter. 
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„Das Aktionsbündnis fordert für das gesamte Verfahren Transparenz und 

Öffentlichkeitsbeteiligung. Wir kritisieren, dass uns dies gemäß den vorlie-

genden Planunterlagen nicht in Gänze zugestanden wird. Wir fordern, dass 

alle Teilschritte einer Stilllegung und eines Abbaus des AKW Grafenrheinfeld 

umfassend in Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung fest-

gelegt werden, und nicht in ein späteres „Aufsichtsverfahren“ vertagt wer-

den. Eine Öffentlichkeitsbeteiligung nur für Phase 1, aber nicht mehr für 

Phase 2, ist nicht akzeptabel. Wir fordern eine Verbesserung der Störfallan-

alyse. Die im Sicherheitsbericht dargestellte Störfallanalyse ist nicht voll-

ständig. Sicherheitsbericht und Umweltverträglichkeitsstudie sind nicht 

vollständig, denn diese enthalten beispielsweise keine Abbaureihenfolge 

für Komponenten oder Räume“, so Babs Günther, Sprecherin des Schwein-

furter Aktionsbündnisses für Atomausstieg. 

 

„Die Strahlenbelastung durch alle mit Stilllegung und Abbau des Atom-

kraftwerkes Grafenrheinfeld verbundenen Tätigkeiten muss so gering wie 

möglich gehalten werden. E.ON beantragt die Stilllegung und den Abbau 

des AKW Grafenrheinfeld auf Basis ihrer unternehmerischen Bewertung. 

Diese Bewertung liegt uns nicht vor und ist daher für uns nicht nachvoll-

ziehbar. Über 99,5 Prozent des aktuellen radioaktiven Inventars verbleiben 

in den abgebrannten Brennelementen im unsicheren atomaren Zwischen-

lager BELLA. Der geplante Abriss führt dazu, dass der Großteil des Rests in 

einer geplanten Bereitstellungshalle für schwach- und mittelradioaktive 

Abfälle verbleiben wird, auf unbekannte Zeit, am Standort des AKWs. Die 

Eignung des geplanten Bundeslagers „Schacht Konrad“ ist nicht vollständig 

geklärt und noch in Prüfung. Gemäß Planungen zum Abriss soll eine unbe-

kannte Menge an restlicher Radioaktivität über ein Prozedere „Freimessen“ 

aus dem Atomgesetz entlassen und dann unkontrolliert in die Umwelt ab-

gegeben werden. Wir lehnen diese heute übliche Freigabepraxis ab. Auch 

„freigemessener“ oder „freigegebener“ Abfall ist nicht frei von radioaktiven 

Stoffen. Wir lehnen die Verteilung in der Region Schweinfurt oder anders-

wo ab. Das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-

schutz muss auch hier die Grundlagen der Kennzeichnung und Rückverfolg-

barkeit und der Stoffstromkontrolle berücksichtigen und umsetzen. Wir 

fordern vom Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-

schutz eine transparente und öffentliche Prüfung von Alternativen zu  
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starten, wie beispielsweise Stilllegung durch Sicheren Einschluss“, so Dr. 

Herbert Barthel, Referent für Energie und Klimaschutz des BUND Natur-

schutz in Bayern. 

 

„E.ON beantragt für Stilllegung und Abbau die Genehmigung einer Abgabe 

von Radioaktivität in die Umwelt wie bisher in der Höhe für den Leistungs-

betrieb. Umgerechnet entspräche dies einer Dosis von mehr als ca. 30 Mik-

rosievert pro Person und Jahr. Wir lehnen dies ab. Die Stilllegung des AKWs 

muss messbare Fortschritte für den Immissionsschutz erzielen. Wir fordern, 

dass die Abgaben von Radioaktivität bei Stilllegung, und auch bei Abbau, 

deutlich geringer werden müssen, das heißt um den Faktor 10 bis 100 nie-

derer liegen müssen“, fordert Barthel weiter. 

 

 

Für Rückfragen: 

 

Edo Günther, Vorsitzender der Kreisgruppe Schweinfurt des BUND Natur-

schutz in Bayern und Sprecher des Arbeitskreises Atomtechnologie und 

Strahlenschutz des BUND e.V., 

Tel.: 0176 46121314 

 

Dr. Herbert Barthel, Referent für Energie und Klimaschutz des BUND Na-

turschutz in Bayern, 

Tel.: 0151 5048 9963 
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